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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S.
3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr.
192).

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 176).

Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000,
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 13).

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 16.03.2026.

1 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§1-11 BauNVO).

1.1 Sondergebiet (SO) „Parkhaus und Stellplatzanlage“

(§ 11 BauNVO)

Festgesetzt wird ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Parkhaus und Stellplatz-
anlage.

Zulässig ist das Abstellen von Kraftfahrzeugen, Kraftzweirädern und Fahrrädern
einschließlich parkhausbezogener Infrastruktureinrichtungen (z.B. WC-Anlage, Info- und
Kassenbereich, E-Ladestationen, Fahrradboxen) sowie die Herstellung der Zufahrt und
Zuwegung zum Parkhaus und der Stellplätze.

2 Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1BauGB und §§ 16-21a BauNVO).

2.1 Grundflächenzahl (GRZ)

(§ 19 BauNVO)

entsprechend den Eintragungen im zeichnerischen Teil der Nutzungsschablonen wird für
das Baugebiet folgende Grundflächenzahl (GRZ) festgesetzt.

 Sondergebiet Parkhaus und Stellplatzanlage: GRZ 0,8

2.2 Höhe der baulichen Anlagen

Die Höhe der baulichen Anlagen ist gemäß zeichnerischem Teil durch die Festsetzung der
maximalen Gebäudehöhe (GH) in m ü.NN als Höchstmaß begrenzt und gilt für sämtliche
zulässigen Dachformen. Die Gebäudemaximalhöhe wird gemessen an dem Punkt, an dem
das Gebäudedach am höchsten in Erscheinung tritt.

Technische Dachaufbauten sowie Treppenhäuser und Aufzüge dürfen die zulässige
Gebäudehöhe auf einer Grundfläche von insgesamt maximal 10 % der jeweiligen
Gebäudedachfläche um maximal 3,00 m überragen.
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Auf Flachdächern und bei geneigten Dächern bis maximal 5° Neigung darf die Höhe von
Solaranlagen die Gebäudehöhe um maximal 2,00 m überschreiten, diese sind an allen
Seiten um mindestens 2,50 m vom Dachrand abzurücken.

Als unterer Bezugspunkt der festgesetzten maximalen Firsthöhen baulicher Anlagen gilt die
im Plan festgesetzte Bezugshöhe (BZ) in Meter über Normal Null (m ü.NN). Sie bezieht sich
auf die Oberkante der Parkhausebene O mit einer Höhe von 313,50 m ü.NN. Diese Höhe
darf nicht unterschritten werden.

3 Überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22-23 BauNVO).

3.1 Baugrenzen

entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen

3.2 Bauweise

abweichende Bauweise (a) gem. Planeintrag. Die Gebäude können in offener oder
geschlossener Bauweise errichtet werden.

Die Gebäudelänge darf 140 m nicht überschreiten.

4 Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB).

4.1 Zufahrtsverbot B 294

(ohne Plandarstellung)

Einzelzufahrten und -ausfahrten sind zur B 294 nicht zulässig.

5 Stellplätze und sonstige Nebenanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Stellplätze und untergeordnete Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig.

6 Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und
Versickerung von Niederschlagswasser sowie Hochwasserschutzanlage

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 + 16 BauGB)

6.1 Überschwemmungsgebiet Wasserspiellinie HQ100 im Bestand

gemäß Planeintrag innerhalb des Plangebietes.

Durch den Bau des Parkhauses im Überschwemmungsgebiet darf der Wasserstand und
der Abfluss bei Hochwasser nicht nachteilig verändert werden. Hierfür ist ein hydraulischer
Nachweis zu erbringen.

Die Flutung des Erdgeschosses des Parkhauses bei Hochwasser muss gewährleistet
werden.
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6.2 Gewässerrandstreifen

gemäß Planeintrag innerhalb des Plangebietes.

- M 1 Gewässerrandstreifen entlang der Kinzig

- M 2 Gewässerrandstreifen „Grumpenbächle“ insgesamt 12,0 m breit.

7 Grünflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

7.1 Private Grünflächen

Die im Plan festgesetzten privaten Grünflächen sind nach Maßgabe der zugeordneten
Pflanzgebote, Ausgleichsmaßnahmen und Maßnahmen des Gewässerschutzes zu
entwickeln und zu pflegen.

8 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 i.V.m. Nr. 20 BauGB)

8.1 Gewässerrandstreifen

8.1.1 M 1 – Gewässerrandstreifen entlang der Kinzig

Die entlang der Kinzig ausgewiesene Fläche der Maßnahme 1 (M1) ist gemäß § 29
Wassergesetz als ökologisch hochwertiger Gewässerrandstreifen zu bewirtschaften.

Hierzu sind die Grünlandflächen extensiv durch eine 1-2-malige Mahd pro Jahr mit
Abtransport des Mahdgutes zu bewirtschaften. Der 1. Schnitt hat zur Blüte der
bestandsbildenden Gräser (Mitte Juni bis Ende Juni) und der 2. Schnitt ab Ende August zu
erfolgen.

Im Bereich der vorgesehenen Retentionsanlagen sind gewässerbegleitende Hochstauden-
fluren zu entwickeln. Zur Initiierung der Entwicklung der Hochstaudenflur ist eine geeignete
autochthone Saatgutmischung (z.B. Rieger-Hofmann-Saatgutmischung „07 – Ufersaum“)
in einer Saatgutstärke von 1-2 g/m² auszubringen. Alternativ kann auf eine Mahdgut-
übertragung von anderen wechselfeuchten Hochstaudenfluren der Region zurückgegriffen
werden. Die Hochstaudenfluren sind jährlich durch eine einmalige späte Mahd (im Herbst
ab September) zu pflegen, wobei das anfallende Mähgut von den Flächen zu entfernen ist.

Sämtliche Nutzungen, die einer ungestörten Vegetationsentwicklung entgegenwirken sind
unzulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Errichtung von
baulichen und sonstigen Anlagen ist untersagt (vgl. § 29 Abs. 3 WG).

8.1.2 M 2 – Gewässerrandstreifen Grumpenbächle

Der Gewässerrandstreifen für das freigelegte Grumpenbächle ist als ökologisch
hochwertige Grünfläche zu entwickeln und extensiv zu bewirtschaften. Hierzu ist die Fläche
mit einer geeigneten autochthonen Saatgutmischung für Hochstaudenfluren (z.B. Rieger-
Hofmann-Saatgutmischung „07 – Ufersaum“) in einer Saatgutstärke von 1-2 g/m² zu
begrünen. Alternativ kann auf eine Mahdgutübertragung von anderen wechselfeuchten
Hochstaudenfluren der Region zurückgegriffen werden. Die Hochstaudenfluren sind
jährlich durch eine einmalige späte Mahd (im Herbst ab September) zu pflegen, wobei das
anfallende Mähgut von den Flächen zu entfernen ist.

Sämtliche Nutzungen, die einer ungestörten Vegetationsentwicklung entgegenwirken sind
unzulässig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Errichtung von
baulichen und sonstigen Anlagen ist untersagt (vgl. § 29 Abs. 3 WG).
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8.2 M 2 – Freilegung des verdolten Grumpenbächles

Die im Osten des Plangebiets ausgewiesene Fläche der Maßnahme 2 (M2) ist für die
Freilegung des bislang verdolte Grumpenbächles freizuhalten. Das Grumpenbächle ist in
seinem Verlauf als offenes Gewässer zu gestalten und dauerhaft in offener Form zu
unterhalten. Die Bachsohle sowie die Böschungen sind naturnah auszubilden. Beidseitig
des Gewässerverlaufs ist ein ca. 5 m breiter Gewässerrandstreifen freizuhalten (vgl. § 29
Abs. 1 WG), der ausschließlich der Sicherung der wasserwirtschaftlichen Funktion sowie
der Entwicklung von Natur und Landschaft vorbehalten ist. Verrohrungen sowie künstliche
Einfassungen sind unzulässig, soweit sie nicht aus wasserwirtschaftlichen Gründen
zwingend erforderlich sind.

8.3 Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen

8.3.1 Beleuchtung

Um unnötige Lichtimmissionen zu vermeiden, muss die nächtliche Außenbeleuchtung
insekten- und fledermausfreundlich gestaltet werden.

Eine insekten- und fledermausfreundliche Beleuchtung entspricht nach dem derzeitigen
wissenschaftlichen Erkenntnisstand den allgemein anerkannten Regeln der Technik, wenn
insbesondere die nachfolgenden Aspekte berücksichtigt werden:

Es sollten abgeschirmte Leuchtmittel (Full-cut-off Leuchten, geschlossenes staubdichtes
Gehäuse, insektenfreundlichen Leuchtmitteln) mit warmweißem Licht (Farbspektrum 1600
bis 2400, max. 3000 Kelvin) mit möglichst geringem Blauanteil (Spektralbereich 570 bis 630
Nanometer) oder UV-reduzierte LED-Leuchtkörper bzw. Natriumdampf- (Nieder-)
Hochdruckdampflampen oder andere den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entsprechende insekten- und fledermausverträgliche Leuchten verwendet werden.

Die Leuchten sind so einzustellen, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende
Fläche erfolgt (streulichtarm). Die Anstrahlung der zu beleuchtenden Flächen ist
grundsätzlich von oben nach unten auszurichten. Seitliche Lichtabstrahlung und Streulicht
sind zu vermeiden. Die gesetzlichen Regelungen des § 21 NatSchG sind zu beachten.

8.3.2 Wasserdurchlässige Oberflächenbeläge

Stellplätze, bei denen eine Verunreinigung durch Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
nicht zu erwarten ist, sind mit wasserdurchlässigen Belägen (z. B. Rasengittersteine,
Rasenfugenpflaster, breitfugiges Pflaster, Schotterrasen, Schotter- oder Kiesbeläge etc.)
herzustellen. Die Flächen sind nach Möglichkeit in angrenzende Grünflächen zu
entwässern.

8.3.3 Bodenschutz

Der bei den Bauarbeiten anfallende überschüssige Erdaushub ist, soweit für die
gärtnerische Gestaltung der Grundstücke verwendbar, innerhalb des Bebauungsplan-
gebiets, außerhalb des Überschwemmungsgebietes, wieder zu verwenden. Der
unbelastete Oberboden und der kulturfähige Unterboden sind bei Erdarbeiten getrennt
auszubauen und abseits vom Baubetrieb, sachgerecht zwischenzulagern. Nach Abschluss
der Bauarbeiten muss der verwendbare Unter- und Oberboden wieder lagenweise auf den
Baugrundstücken eingebaut werden. Nähere Ausführungen zur Verwertung von
Bodenmaterial, zum Bodenabtrag und zur Oberbodenlagerung enthalten die DIN 19731
und DIN 18915.

Der sach- und fachgerechte Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen (z.B. Benzin, Öl etc.)

ist während der Bauphase und der anschließenden Nutzung sicherzustellen.

Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umgangs mit Boden sind zu beachten (§
202 BauGB).
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8.3.4 Grundwasserschutz

Das Grundwasser ist sowohl während des Bauens als auch nach Fertigstellung des
Vorhabens vor jeder Verunreinigung zu schützen (Sorgfalt beim Betrieb von Baumaschinen
und im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Anwendung grundwasserunschädlicher
Isolier-, Anstrich-, und Dichtungsmaterialien, kein Teerprodukte usw.). Abfälle jeglicher Art
dürfen nicht in die Baugrube gelangen.

Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies
unverzüglich der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Rottweil anzuzeigen. Für
Baumaßnahmen im Grundwasser und für eine vorübergehende Ableitung von
Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Aus Gründen des
vorsorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften Grundwasserableitungen nicht
zugestimmt werden.

8.4 Pflanzgebote

8.4.1 Pflanzgebot 1 (PFG 1)

Baumanpflanzungen an B 294 und in Sonderbaufläche

Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen sind parallel zur B 294 und im Bereich
der Sonderbaufläche großkronige, hochstämmige, standortgerechte Laubbäume (Mindest-
stammumfang 16-18 cm, 3 x verpflanzt) der Pflanzliste 1 zu pflanzen und dauerhaft zu
unterhalten. Von den Baumstandorten kann um bis zu 5,00 m abgewichen werden, wenn
dies aus technischen oder anderen zwingenden Gründen erforderlich ist.

8.4.2 Pflanzgebot 2 (PFG 2)

Baumanpflanzungen an Kinzig

Entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen sind parallel zur Kinzig und im Bereich
der Maßnahme M2 großkronige, hochstämmige, standortgerechte Laubbäume
(Mindeststammumfang 16-18 cm, 3 x verpflanzt) der Pflanzliste 2 zu pflanzen und dauerhaft
zu unterhalten. Von den Baumstandorten kann um bis zu 5,00 m abgewichen werden, wenn
dies aus technischen oder anderen zwingenden Gründen erforderlich ist.

8.5 Artenschutzmaßnahmen

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgeführt, um Gefährdungen von
Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten zu vermeiden oder zu
mindern:

8.5.1 Fledermaus- und insektenfreundliche Außenbeleutchtung (V 1)

Um signifikante Störung von Fledermausindividuen durch Lichtimmissionen zu vermeiden,
muss die nächtliche Außenbeleuchtung insekten- und fledermausfreundlich gestaltet wer-
den.

8.5.2 Bauzeitenbeschränkung für die Baufeldfreimachung (V 2)

Um eine Tötung oder Schädigung von Vogelindividuen während der Bauphase zu vermei-
den, muss die oberirdische Gehölzentnahme im Winterhalbjahr ab Anfang Oktober bis
Ende Februar stattfinden. Der Zeitraum liegt außerhalb der Vogelbrutzeit, sodass keine
Schädigung von bebrüteten Nestern und Jungvögeln zu erwarten ist.

9 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechte belastete Flächen

zugunsten der Allgemeinheit, eines Erschließungsträgers oder eines beschränkten
Personenkreises

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
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Zur Sicherung und Unterhaltung der Ver- und Entsorgungsanlagen werden entsprechende
Flächen mit Fahr- und Leitungsrechten ausgewiesen. Die Flächen sind grundbuchrechtlich
zu sichern. Innerhalb der mit Leitungsrecht bezeichneten Flächen ist eine Bebauung oder
eine andere Nutzung nur nach Prüfung und gegebenenfalls Zustimmung des jeweils
betroffenen Versorgungsträgers zulässig.

LR-1: Sicherung der bestehenden Elektrizitäts-Freileitung zu Gunsten des Leitungsträgers.

LR-2: Sicherung der bestehenden 20 kV Erdleitung zu Gunsten des Leitungsträgers.

10 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren

im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes sowie die zum Schutz vor solchen
Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden
baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen, einschließlich von Maßnahmen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Geräusche, wobei die Vorgaben des
Immissionsschutzrechts unberührt bleiben

(9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

10.1 Schallschutzmaßnahmen Parkhaus

Zur Einhaltung der geltenden Immissionsrichtwerte sind folgende Festsetzungen
einzuhalten:

 Ausführung der Fahrgassen des Parkplatzes und des Parkhauses: Asphaltdecke
oder ein akustisch gleichwertiger Pflasterbelag.

 Die Stellplatzfläche im Außenbereich sowie des Parkhauses werden ausschließlich
im Tageszeitraum genutzt. Eine Nachtnutzung (22:00-06:00 Uhr) wird
ausgeschlossen.

 Einschränkungen der Parkierungsnutzungen sind ausschließlich auf werktags
beschränkt.
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B HINWEISE / EMPFEHLUNGEN

1 Anbaubeschränkungszone B 294

Auf die Anbaubeschränkungszone gemäß § 9 Fernstraßengesetz (FStrG) wird
hingewiesen. Hochbauten jeder Art dürfen in einer Entfernung bis zu 20 Meter nicht errichtet
werden. Auf die weiteren Regelungen des § 9 FStrG wird ergänzend verwiesen.

2 Überschwemmungsgebiet:

Das Parkhaus wird so konstruiert, dass das Untergeschoss geflutet werden kann.

Im HQ 100-Fall muss die Erdgeschoss-Ebene des Parkhauses dann rechtzeitig geräumt
werden, wie dies beispielsweise ab einem bestimmten Stand des Kinzigpegels
Schenkenzell auch schon auf dem innerstädtischen Parkplatz „Lehwiese“ der Fall ist.

3 Geotechnische Hinweise

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im
Verbreitungsbereich des kristallinen Grundgebirges (Paragneis). Das Festgestein wird im
gesamten Plangebiet von Auensand unbekannter Mächtigkeit überlagert.

Im Plangebiet liegt eine Überdeckung aus der quartären Lockergesteinseinheit "Auensand"
vor. Darüber hinaus ist die Festgesteinseinheit "Paragneis" im Untergrund zu erwarten.

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Geologischen Karte von BW 1:
50 000 (GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen zu den
lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissenschaftlichen Informationsportale
LGRBwissen und LithoLex.

Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist
zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können zu zusätzlichen bautechnischen
Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch
ein privates Ingenieurbüro empfohlen.

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach
Geologiedatengesetz (GeolDG)

Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den
Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber
dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur
Verfügung.

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet

Digitale Geodaten und Bohrdaten werden über die Fachanwendungen LGRBgeoportal und
LGRBbohrungen bereitgestellt. Dort finden Sie auch weitere Fachinformationen und
Downloadoptionen. Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie
LGRBwissen.

Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster.

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.
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4 Altlasten

Werden bei den Aushubarbeiten Verunreinigungen des Bodens festgestellt (zum Beispiel
Müllrückstände, Verfärbung des Bodens, auffälliger Geruch oder ähnliches), ist das
Landratsamt Rottweil sofort zu benachrichtigen.

5 Denkmalpflege

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer
Denkmalschutzbehörde oder der Stadt anzuzeigen. Archäologische Funde
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber,
Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht
die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im
Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt
werden.

6 Dachbegrünung

Die Begrünung von Flachdächern und sonstigen flach geneigten Dächern wird empfohlen.

7 Fassadenbegrünung

Es wird empfohlen, insbesondere wenig gegliederte Fassaden durch eine Wandbegrünung
aufzulockern und einzugrünen.

8 Regenwassernutzung

Um mit Trinkwasserressourcen schonend umzugehen, wird eine natur- und ortsnahe
Regenwassernutzung mittels Zisternen zur Trinkwasser-Substitution für die Garten-
bewässerung oder die Toilettenspülung (§ 1 Absatz 5 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
empfohlen.

9 Bodenschutz

 In der Planungsphase sowie bei Umsetzung der Baumaßnahmen sind die Belange des
Bodenschutzes, insbesondere der sorgsame, haushälterische und schonende
Umgang mit Boden sowie die nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung der
Bodenfunktionen, zu berücksichtigen.

 Auf die Minimierung der Bodenversiegelung ist zu achten (z.B. flächensparende,
flächeneffiziente Planentwürfe, mehrgeschossige Bauweise, möglichst kurze
Zufahrten, nach Möglichkeit Einbeziehung von Garagen in/unter das Gebäude,
geländeangepasste Bauweise).

 Auf die Minimierung des Versiegelungsgrades ist zu achten (z.B. Dachbegrünungen
auf allen Nebenanlagen, Dachbegrünung in Kombination Photovoltaik, Verzicht auf
Schottergärten, Verwendung wasserdurchlässiger Beläge für Zuwegungen, Zufahrten,
Pkw-Stellplätze und Lagerplätze, wenn Belange des Grundwasser-schutzes dem nicht
entgegenstehen).

 Die Erdbewegungen sind auf ein unumgängliches Maß zu beschränken, wobei
insbesondere die sinnvolle Wiederverwendung des anfallenden unbelasteten
Bodenmaterials (z.B. Massenausgleich auf dem Grundstück auch mit Blick auf die
geogene Belastung des Bodens), anzustreben ist.
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 Der anfallende unbelastete Erdaushub (Ober- und Unterboden) ist ordnungsgemäß zu
verwerten. Die Beseitigung auf einer Erddeponie ist ausnahmsweise und nur dann
zulässig, wenn Verwertungsmöglichkeiten nachweislich nicht gegeben sind.

 4946..tnhalte vom abfall- und geotechnischen Bericht, Stand, 30.09.2024. die
Bewertung und Hinweise zum Vorgehen sind zu berücksichtigen,

 Bei der Verwertung von Bodenmaterial sind nach den §§ 6 - 8 Bundes-Bodenschutz-
und Altlastenverordnung deren Vorsorgewerte sowie die Vorgaben der
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) einzuhalten.

 Bei Verwertung von RC-Baustoffen (RC) sind die Vorgaben der
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) inklusive der damit verbundenen Dokumenta-
tionspflichten einzuhalten.

 Qualifiziertes Recyclingmaterial darf nur entsprechend der nach Ersatzbaustoff-
verordnung zulässigen Einbaukonfiguration verwertet werden.

 Gemäß § 4 EBV sollte der Eignungsnachweis des Recycling-Fachbetriebes vorliegen.
 Die Verwendung von nicht qualifiziertem Bauschutt (z.B. für evtl. Auffüllvorhaben im

Bereich des Baugeländes, zum Verfüllen von Baugruben, zum Anlegen von Wegen,
o.ä.) wird ausdrücklich untersagt.

 Bei anfallendem überschüssigen Erdmaterial sind, sind Haufwerke zu bilden und zu
beproben, um den Verwertungs-/Entsorgungsweg festlegen zu können.

 Auf die Vermeidung von Bodenverdichtungen (z.B. verdichtungsarmes Arbeiten,
Anlegen der Baustelleneinrichtung auf bereits befestigten oder künftig überbauten
Flächen) ist zu achten. Flächen außerhalb des Geltungsbereiches dürfen nicht
beansprucht werden und sind wirksam zu schützen.

 Schädliche Bodenveränderungen wie Bodenverdichtung, Bodenvernässung und
Bodenverunreinigung (u.a. Verfüllen der Baugruben mit Bauschutt und Bauabfall) sind
abzuwehren.

 Bei den Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 18915 und der DIN 19731
einzuhalten.

10 Brandschutz

Es wird auf die Einhaltung folgender Brandschutz-Vorschriften hingewiesen:

Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Flächen für die Feuerwehr (VwV-
Feuerwehrflächen), in Verbindung mit § 15 Landesbauordnung.

DVGW-Arbeitsblatt W-405, in Verbindung mit § 2 (5) Ausführungsverordnung zur
Landesbauordnung sowie Ziffer 5.1 IndBauRL.

Die Installation von Überflurhydranten wird ausdrücklich empfohlen. Sie bieten bei
Brandeinsätzen gegenüber Unterflurhydranten einsatztaktisch erhebliche Vorteile,
insbesondere durch die deutlich bessere Auffindbarkeit, die schnellere Bedienbarkeit und
bei winterlichen Verhältnissen.

Es wird aus einsatztaktischen Gründen empfohlen Hydrantenabstände von maximal 120 m
einzuhalten.

Bei Gebäuden, bei denen der zweite Rettungsweg mit Geräten der Feuerwehr sichergestellt
werden muss und die zum Anleitern bestimmte Stelle mehr als acht Meter über dem
Gelände liegt, müssen grundsätzlich Aufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge (Drehleiter)
hergestellt und ständig uneingeschränkt nutzbar gehalten werden.

11 Geothermie

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im
Informationssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg" (ISONG)
hinterlegt. ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geo-
thermischen Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren.
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12 Gewässerrandstreifen Flurstück Nr. 1904/1

Gemäß Lageplan soll Flurstück 1904/1 aufgelöst werden und in die Fl-St. 1901 – 1905
integriert werden, das Flurstück 1904/1 befindet sich im Eigentum des Landes Baden-
Württembergs (Landesbetrieb Gewässer).

Einem Verkauf des Flurstücks 1904/1 werden wir nur zustimmen, wenn folgende Auflagen
sichergestellt sind:

 der 10-Meter Gewässerrandstreifen ist auf dem gesamten Abschnitt der Bebauung
naturnah auszugestalten (u.a. Gehölzpflanzungen zur Beschattung)

 die Zugänglichkeit/Zufahrt zur Gewässerunterhaltung muss jederzeit gewährleistet
sein.

 der Gewässerrandstreifen ist durch Holzzaun o.ä. zu schützen bzw. abzugrenzen; es
wurde wiederholt festgestellt das Autos im Gewässerrandstreifen parken.

13 Pflanzliste

Aufgestellt: Tuttlingen den 04.09.2026 / kommunalPLAN GmbH


